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?  Turbulente  Zeiten,  davon  dürfte  die 
Kommunalpolitik nicht unberührt sein? 

Romeo Frey (R.F.): Beim Verteilen 
unserer Zeitung, in Diskussionen auf der 
Montagsdemo, in persönlichen Gesprä-
chen ist kaum jemand einverstanden 
mit einem Wirtschaftssystem, das alle 
Lebensfragen dem Profit von Großkon-
zernen und Banken unterordnet. 

Nach dem Abgasbetrug von VW wun-
dert das nicht. Nicht nur die Kumpanei 

der Bundesregierung mit den Umwelt-
verbrechern wurde sichtbar. VW hat 
auch der jeweiligen Landesregierung, 
ob SPD- oder CDU-geführt, das Regie-
rungsprogramm praktisch diktiert! 

Ein Spiel mit verteilten Rollen, das wir 
von der Kommunalpolitik kennen: Ver-
treter von CDU, SPD und Grüne tun 
sich vor Ort mit Protest gegen die Un-
terfinanzierung der Kommunen hervor. 
Und wissen genau, dass ihre eigenen 
Parteien in Bund und Land mit voller 
Absicht den kommunalen Reichtum 
abschöpfen und die Kommunen mit 
Gesetzen und Verordnungen in die 
Schuldenfalle treiben. Daran ändert 
auch der neue Koalitionsvertrag nichts, 
der z.B. eine jährliche Steigerung der 
Rüstungsausgaben und eine verstärkte 
militärische Präsenz der EU in aller 
Welt vorsieht. 

Auch hat keine einzige der im Rat ver-
tretenen größeren Parteien unsere seit 

Jahren vorgebrachten umweltpoliti-
schen Enthüllungen und Forderungen 
aufgegriffen. Die Verwaltung übt sich, 
egal was angesprochen wird, im Drei-
klang Vertuschen, Verharmlosen, Ab-
wiegeln. 

? Wie sieht das konkret heute aus? 

Diana Vöhringer (D.V.): Der in Wit-
ten industriell erzeugte Feinstaub wird 
sowohl von der Stadtverwaltung als 
auch von der Bezirksregierung Arns-
berg bewusst ausgeblendet. Der Haup-
temittent DEW, in dessen Aufsichtsrat 
die Bürgermeisterin ein schönes Ne-
beneinkommen kassiert, wird vollstän-
dig aus der Schusslinie genommen.  

In einer Pressemitteilung haben wir auf 
die besonders gefährliche Wechselwir-
kung von industriellem Feinstaub und 
verkehrsbedingten Stickoxiden hinge-
wiesen. Beim gekürzten Abdruck hat 
die WAZ-Lokalredaktion beim Leser 
den Eindruck entstehen lassen, AUF 
Witten interessierten die Stickoxide 
und Verbrechen der Automobilindustrie 
nicht. Als Höhepunkt bezeichnete sie 
uns gar als „linksextrem.“ 

Auf Dauer wird es aber nicht zu verhin-
dern sein, dass unsere konsequenten 
kommunal- und umweltpolitischen 
Positionen sowie die Kritik an der zer-
störerischen kapitalistischen Profitma-
cherei an Einfluss in der Bevölkerung 

gewinnen. Vertuschen oder Verdrängen 
hat noch kein Problem gelöst. 

?  Welche  Auswirkungen  auf  die  Kom‐
munalpolitik seht ihr durch die Ergebnis‐
se der Bundestagswahl? 

Ulrich Wagner (U.W.): Die Regie-
rungsparteien von CDU und SPD wur-
den vom Wähler regelrecht abgestraft. 

Gleichzeitig konnte die nationalistische 
und rassistische AfD in den Bundestag 
einziehen. Unter anderem machen wir 
dafür die monatelange Linksextremis-
mus-Kampagne verantwortlich sowie 
die ständige TV Präsenz der AfD bei 
allen Talkshows. Das wirkte wie eine 
Steilvorlage für ihre Wahlpropaganda. 

In Witten hatte die AfD zwar keinen 
Direktkandidaten, erhielt hier aber 
5.528 Zweitstimmen bzw. 10,04 %. 

Dieses Ergebnis sowie die Tatsache, 
dass die Großindustrie in NRW mit der 
CDU/FDP ihre Wunschregierung erhal-
ten hat, bleibt nicht ohne Konsequen-
zen für unsere Politik. 

? Könnt ihr das näher ausführen? 

R.F.: Wir werden alles in unserer 
Macht stehende tun, die soziale De-
magogie der AfD zu entlarven, ebenso 
wie ihre Rolle als Wegbereiter für eine 
neofaschistische Massenbasis. Das 
werden wir verbinden mit der Kritik am 
Rechtsruck der Landesregierung. 

Gespräch mit dem Vorstand von AUF Witten: 

Kein weiter so, weder in Berlin noch in Witten 
Dirk Adamczak prüft seit Jahren als Revisor die Kor-
rektheit der Finanzen von AUF Witten. Von ihm kam, 
nach der erfolgreichen Jahreshauptversammlung En-
de 2017, der Vorschlag, den wiedergewählten Vor-
stand von AUF Witten zu befragen, wie er den Auftrag 
der Mitglieder im Jahr 2018 umsetzen will. (Vorstands-
mitglied Diana Vöhringer fehlt leider auf nebenstehenden Gruppen-
foto wegen eines unvorhergesehenen Termins nach dem Interview) 

Diana
Vöhringer 

Romeo  
Frey 

Ulrich  
Wagner 

Dirk Adamczak 
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Unsere Positionen in der Kommunal- 
und Umweltpolitik sowie unsere 
Grundsätze für eine breite, überpartei-
liche Bewegung auf antifaschistischer 
Grundlage sind dafür bestens geeignet. 

? Was wird AUF Witten dazu im Rat der 
Stadt Witten einbringen? 

D.V.: Wir stimmen uns regelmäßig mit 
unserem Ratsmitglied Achim Czylwick 
ab, obwohl er durch einen komplizier-
ten operativen Eingriff seit Oktober 
2017 seine Aufgaben im Rat und in 
unserem Bündnis nicht mehr aktiv 
wahrnehmen konnte. Demnächst ist 
aber wieder voll mit ihm zu rechnen. 

Zur Beurteilung seiner Ratsarbeit hat er 
der Jahreshauptversammlung seinen 
Rechenschaftsbericht schriftlich vorge-
legt. Die Mitgliederversammlung bestä-
tigte einstimmig sein Mandat. Zum an-
gesprochenen Thema schreibt er: 

„Pro NRW nutzt im Rat jede Gelegen-
heit, um gegen die Flüchtlinge und 
Migranten zu hetzen. Das wird vom Rat 
einheitlich abgelehnt, die Mehrheit 
dreht sich um oder verlässt den Saal.“ 

Seiner Meinung nach reicht das auf 
dem Hintergrund des Aufkommens der 
AfD aber nicht aus. Diese Einschätzung 
teilen wir, faschistische, rassistische 
oder nationalistische Politik erledigt 
sich nicht von selbst. Wir begrüßen 
deshalb seine Absicht, sich dafür ein-
zusetzen, dass sich im Rat ein breites 
politisches Bündnis formiert, das die-
ser Hetze aktiv entgegen tritt.  

Dazu führt er weiter aus: 

„Kein Flüchtling hat auf Gesetze und 
Verordnungen Einfluss gehabt, hat Ge-
bühren erhöht oder Entscheidungen 
getroffen, dass die maroden Straßen 
und Brücken, Schulen und Kindergär-
ten nicht saniert werden, der soziale 

Wohnungsbau eingestellt wird oder 
dass die Steuern auf die Stromkosten 
den größten Teil des Preises für eine 
Kilowatt-Stunde ausmachen.“ 

? Das ist sicher ein wichtiger Bestandteil 
einer alternativen Kommunalpolitik? 

R.F.: Die Entlarvung der sozialen De-
magogie der AfD oder von Pro NRW ist 
kein Selbstzweck. Es geht ja darum, 
dass die Lebensinteressen der hier le-
benden Menschen durchgesetzt wer-
den und sich niemand durch Spal-
tungsmanöver davon abbringen lässt, 
für eine bessere Zukunft einzustehen. 

Eine solche Zukunft sehe ich eindeutig 
nicht, wenn Nationalismus, Rassenhet-
ze und Gewalt gegen Minderheiten die 
Oberhand gewinnen. 

Auch wenn sich ein zunehmender Teil 
von Menschen von den etablierten Par-
teien zum Teil angewidert abwendet, 
bedeutet das ja noch lange nicht, dass 
sich ihre Probleme in Luft auflösen. 

Unsere Alternative Kommunalpolitik, 
als überparteiliches Personenwahl-
bündnis, steht für ein neues Verständ-
nis von Parlamentarismus.  

Bei uns geht es nicht darum, dass die 
gewählten Vertreter stellvertretend für 
die Leute Politik machen.  

Statt repräsentative Demokratie, die 
die Menschen nach dem Wahlgang 
von der Politik ausschließt, geht es uns 
um die Einheit von Ratsarbeit und Be-
wegung vor Ort. 

? Wie kommt das an? 

U.W.: Diese neue und andere Art und 
Weise, Politik zu machen, wird von den 
Etablierten nicht selten als unliebsame 
Konkurrenz, oft auch als Bedrohung ih-
rer Pfründe wahrgenommen. 

Doch trotz aller Ausgrenzungsversuche 
sind wir immer offen für eine Zusam-
menarbeit an den Sachfragen. Dafür 
steht unser überparteilicher Charakter 
über Parteigrenzen hinweg. Jeder kann 
mitmachen, dem es um die Sache 
geht. 

Keine Einheit mit uns aber gibt es für 
einen perspektivlosen Haushalt, etwa 
um einen Sparkommissar zu vermei-
den. Sollen wir uns aus diesem Grund 
lieber selbst strangulieren? 

Auch können wir die industriellen Um-
weltverbrechen und ihre Rückende-
ckung durch Verwaltung und Politik 
nicht tolerieren! Schluss mit dem Still-
schweigen und untätigen Aussitzen von 
Umweltskandalen! 

Unser Maßstab ist eine lebens- und 
liebenswerte Stadt! Dazu ist es not-
wendig, die Menschen zu gewinnen, 
sich für ihre Interessen selbst einzu-
setzen. Nur so sind wirkliche und posi-
tive Änderungen gegen die vorherr-
schende Umverteilungspolitik denkbar. 

Ein „weiter so“ jedenfalls kann es 
nicht geben: weder auf Bundes-, Lan-
des- noch auf kommunaler Ebene! 

Achim Czylwick im Bundestags-
wahlkampf, Ende September 2017. 
Mehr dazu im AUFbruch Nr. 3-2017 
unter www.auf-witten.de 

Eine selbstgestaltete Plakatwand aus dem Kommunalwahlkampf 2014 mit einer 
unserer zentralen Forderungen gegen die Umverteilung. 
Aus eigener Kraft kommt Witten nicht aus der Schuldenfalle und viele notwen-
dige Aufgaben bleiben auf der Strecke. 
In NRW und bundesweit vernetzen sich alternative AUF Bündnisse, um diese 
Forderung durchzusetzen. Ein Etappenziel dabei ist ein alternativer Städtetag. 
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Kontaktadresse: Courage Witten – c/o D. Barth, Ferd. Lassalle‐Str. 5, Witten  / courage‐witten@arcor.de 

www.fvcourage.de            Frauenverband Courage e.V.     Geschäftstelle: Holsteiner Str. 28;  42107 Wuppertal 

Zum Internationalen Frauentag am 8. März 2018 veröffentlichen wir einen Gastbeitrag der Frauengruppe Courage e.V., Orts-
gruppe Witten. Die Kundgebung dazu, an der sich auch AUF Witten beteiligen wird, findet am Samstag, 10. März von 11 – 13 
Uhr am Berliner Platz statt. ( d.Red.) 

Herr und Frau Ansari mit den Kindern Kasim (11 J.- links), den Zwillingen Safa und Marwah (6 J. – Mitte), Zohal (10 J. - hin-
ten), Naziyeh (7 J.)  Sie leben in Witten und haben Angst vor Abschiebung. 

Der Frauenverband Courage Witten 
nahm im vergangenen Jahr den Tag 
gegen Gewalt an Frauen zum Anlass, 
gegen die menschenverachtende 
Flüchtlingspolitik der etablierten Par-
teien zu protestieren. 

Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU 
und SPD wird die bisherige Politik mit 
einer faktischen Obergrenze ver-
schärft, kosmetische Änderungen im 

Bereich Integration können das nicht 
vertuschen. 

Die Liste sogenannter „sicherer 
Herkunftsländer“ für Abschiebungen 
wird erweitert. Selbst nach Afghanis-
tan finden immer wieder Abschie-
bungen statt.  

Das lehnen wir entschieden ab! 

In Deutschland leben knapp 
255.000 Menschen aus Afghanistan, 
bei mehr als der Hälfte laufen Asyl-
verfahren. Die Anerkennungsquote 
sinkt seit Jahren, obwohl sich die Si-
cherheitslage verschlechtert hat. 

2017 wurden nur noch 50 Prozent 
der Asylanträge genehmigt, 2015 wa-
ren es noch 77 Prozent.  

Die Bundesregierung stellt sich auf 
den Standpunkt, dass es in Afghanis-
tan sichere Regionen gäbe, wo man 
leben könne. 

Welch ein Zynismus! Zu Recht 
spricht die Flüchtlingsbewegung Pro 
Asyl von einer Entrechtung afghani-

scher Flüchtlinge. 

Die Situation in Afgha-
nistan ist nicht sicher 

Seit 17 Jahren herrscht Krieg in Af-
ghanistan. Die islamische Republik 
wird beherrscht vom Terror der Tali-
ban und Korruption der Regionalfürs-
ten, die sich Machtkämpfe liefern. 

Auch der Islamische Staat verübt 
verstärkt Terroranschläge.  

Seit 2009 sind nach UN-Angaben 
mehr als 26.000 Zivilisten getötet 
und 49.000 verletzt worden.  

Die seit 2001 dort stationierten 
15.000 Soldaten der US-Armee und 
1.000 Soldaten der Bundeswehr 
konnten die Lage nicht befrieden – 
im Gegenteil.  

Heute kontrollieren die Taliban 30 
Prozent des Staatsgebiets. 1,2 Milli-
onen Menschen sind innerhalb des 
Landes auf der Flucht.  

Gastbeitrag zum Internationalen Frauentag 2018 

Frauen gemeinsam gegen Abschiebung 
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Unter der islamischen Herrschaft 
leiden Frauen und Mädchen be-
sonders.  

Nur 13 Prozent der Frauen in Af-
ghanistan können lesen und 
schreiben – vielen ist der Zugang 
zu Schulen verwehrt.  

Die Armut treibt viele Familien 
dazu, Mädchen schon mit 13 in ei-
ne Zwangsheirat zu geben.  

Das Mindestheiratsalter ist 16 
Jahre, aber 60 Prozent der Frauen 
werden verheiratet, bevor sie 16 
sind.  

In ländlichen Regionen herrscht 
Burka-Pflicht. Frauen, die von ihren 
Männern misshandelt oder verge-
waltigt werden und deshalb flie-
hen, sind rechtlos. Sie werden we-
gen „moralischer Verbrechen“ ver-
urteilt und landen im Knast.  

Anfang letzten Jahres haben die 
Taliban wieder eine afghanische 
Frau zu Tode gesteinigt. 

Familien leben in ständi-
ger Angst vor Abschie-
bung 

Auch in Witten sind Familien aus 
Afghanistan von Abschiebung be-
droht. 

Die Familie Ansari kam im August 
2015 mit fünf minderjährigen Kin-
dern nach einer wochenlangen 
Flucht über die Türkei, Griechen-
land, Serbien, Ungarn und Öster-
reich nach Witten.  

Sie ist geflohen, weil ihr Haus bei 
einem Bombenanschlag beschä-
digt und weil Herr Ansari – Inhaber 
eines Geschäfts für Frauenbeklei-
dung -  von den Taliban unter 
Druck gesetzt wurde.  

Er sollte mit ihnen zusammenar-
beiten – bis hin zur Unterstützung 
von Selbstmordattentaten.  

Um sich dem zu entziehen, muss-
te die Familie ihre Wohnung in 
Masar-i-Sharif und alles Hab und 
Gut zurücklassen. Alle Ersparnisse 
gingen für Visa und Flucht drauf. 

Heute gehen die 5 Kinder in Wit-
ten zur Schule und sind schon gut 
integriert.  

Die Eltern nehmen an 
Deutsch-Kursen teil, Herr 
Ansari bemüht sich um Ar-
beit.  

2016 erhielt die Familie 
den Bescheid, dass ihr Asyl-
antrag abgelehnt sei. Seit-
her leben sie in ständiger 
Angst vor Abschiebung.  

Die Aufenthaltsgestattung 
wurde im Dezember um 3 
Monate verlängert. 

Ab März ist also unsicher, 
wie es weitergeht. Diese 
Unsicherheit ist für die Fa-
milie sehr belastend.  

Eine Rückkehr ist nicht 
möglich, weil die Familie – 
gerade auch weil sie schon 
mal geflohen ist - sofort 
wieder dem Terror der Tali-
ban ausgesetzt wäre. 

Diese Flüchtlingspolitik ist 
menschenverachtend! Wie 
die Familie Ansari sind vie-
le Flüchtlinge aus Afghanis-
tan und anderen Ländern 
davon betroffen. Wir for-
dern: 

Keine Abschiebun-
gen nach Afghanis-
tan! 
Uneingeschränktes 
Asylrecht für alle Un-
terdrückten auf anti-
faschistischer Grund-
lage!  
Dauerhaftes Bleibe-
recht für die Familie 
Ansari! 

Wer diese Forderungen 
unterstützen will, kann bei der Unter-
schriftensammlung unterschreiben.  

Dies ist z.B. auf der Kund-
gebung zum Frauentag am 
Samstag, 10. März, Berliner 
Platz von 11-13 Uhr möglich. 

Die Listen liegen u.a. auch im Treff In-
ternational, Bahnhofstr. 70, zur Unter-
schrift aus. 

Buchempfehlung von Courage 

Dieses Buch gibt nicht nur kaum bekann-
te Einblicke in den mutigen Kampf von 
Frauen aus 10 afrikanischen Staaten. Es 
dient auch zur Finanzierung der Weltfrau-
enbewegung. 
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*) Landesamt für Natur, Umwelt- und Verbraucherschutz –NRW 
1) https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/lq_2017_no2-ueberschreitungen_staedte.pdf 
2) (http://www.in-luft.ch/pdf/weitere_berichte/kurzzeiteffekt_pm10_no2.pdf) 

Seit  längerem liefern wir Beweise für das komplette Versagen des öffentlich‐rechtlichen Umweltschutzes. Vor allem im 
Umkreis des Edelstahlwerks wohnende Kinder werden gesundheitlich geschädigt. Entgegen der Grundannahmen im Luft‐
reinhalteplan  von  Bezirksregierung  und  Stadt Witten,  industrielle  Emissionen  seien  zu  vernachlässigen,  sind  diese  zu‐
sammen mit den verkehrsbedingten Stickoxiden das umweltpolitische Hauptproblem  in Witten. Die  jüngsten Untersu‐
chungen unseres Gastautors Wolfgang Seidel bestätigen dies aufs Neue (die Redaktion). 
 

 

Wolfgang Seidel, 
Bürger der Stadt Witten 

Sie  erinnern  sich  noch  an  die  Ruhr‐
straße  mit  der  Stickstoffdioxidprob‐
lematik? 

Da  hatte  ja  unsere  Stadt  die  glorrei‐
che  Idee, mit einem Luftreinhalteplan 
als  mögliche  Abhilfe  unter  anderem 
die Sperrung der Ruhrstraße und Um‐
lenkung  der  Verkehrsbelastung  auf 
benachbarte  Straßen  vorzusehen.  Al‐
so nach dem Prinzip, wenn man nicht 
an der Messstation am Burg Kino vor‐
beifährt,  sinken  dort  die  gemessenen 
Werte. 

Unten sehen Sie die Grafik der städti‐
schen  Verkehrsplanung mit  den  ange‐
dachten  statistischen  Verkehrsbelas‐

tungswerten. Was  würde  das  für  die 
Anwohner bedeuten? 

Am  12.01.2018  entstand  folgende 
ungewollte,  aber  praktische  Ver‐
suchsanordnung  durch  einen  Ver‐
kehrsunfall  auf  der  Ardeystraße,  der 
zur  Sperrung  derselben  und  zu  einer 
beispielhaften  Verkehrsmehrbelas‐
tung in der Oberstraße führte. 

Zwar  verfüge  ich  nicht  über  einen 
NO2  Passivsammler  (bereits  bean‐
tragt),  aber  durchaus  über  eine hoch‐
moderne,  laserbasierende  Feinstaub‐
messstation, die minütlich misst. 

Hier die  Ergebnisse der  Feinstaubbe‐
lastung in der Oberstraße während der 
Verkehrsumleitung: 

PM 2.5 = 50 bis 60 µg/m³ 
PM 10  = 110 bis 140 µg/m³ 

An  Silvester  um  Mitternacht  mit  ext‐
rem  viel  Feinstaub  in  der  Luft  waren 
die Werte zum Vergleich wie folgt: 

PM 2.5 = bei 45 µg/m³ 
PM 10  = bei 80 µg/m³ 

Diese  Einmalwerte  liegen  um  einiges 
unter  den  Werten  durch  die  Umlei‐
tungsregelung. Daran  aber  kann  man 
ermessen,  wie  unzumutbar  eine  ent‐
sprechende  Verkehrsregelung  wäre. 
Jeder,  der  an  Silvester  draußen  war, 

kann bestätigen, dass man noch mehr 
auf Dauer nicht aushalten kann! 

Die eindeutig  verkehrsbedingten erhöh‐
ten  Feinstaubwerte  erhöhen  die  Aussa‐
gekraft der von uns schon vor Monaten 
gefundenen  erhöhten  Feinstaubwerte 
in  der  Oberstraße  zu  Zeiten  praktisch 
ohne  Straßenverkehr  und  auch  ohne 
vermehrten Hausbrand. Sie können nur 
aus  industriellen  Emissionen  stammen, 
entsprechend  ihrem  Anteil  zu  rund  90 
Prozent vom Edelstahlwerk. 

Je  nach Windrichtung  und Wetterlage 
sind  diese  Emissionen  in  ganz  Witten 
anzutreffen. 

Zurück zu den Werten in der Ruhrstra‐
ße. Diese wurden für 2017 noch nicht 
veröffentlicht.  Man  hält  sie,  meiner 
Meinung nach, auch bewusst noch zu‐
rück,  um  ein  Dieselfahrverbot  oder 
sonstige  Maßnahmen  zu  „umsegeln“. 
Obwohl  das  LANUV*) die Werte  noch 
nicht  veröffentlicht hat,  stuft das Um‐
weltbundesamt  Witten  schon  in  die 
Kategorie  der  Städte  mit  einer  wahr‐
scheinlichen  Überschreitung  des 
Grenzwertes ein. 1) 

Wir  erinnern  uns  in  diesem  Zusam‐
menhang  an  den  Anstieg  des  gemes‐
senen  Jahresmittelwertes  in der Ruhr‐
straße  von 42 auf  45 µg/m³  von 2015 
auf 2016. 

Jetzt könnte noch  jemand einwenden, 
ich  hätte  „nur“  Feinstaub  gemessen, 
keine  Stickoxide  –  ein  Vergleich  von 
Äpfel mit Birnen. 

Da hilft eine Studie aus dem Jahr 2013 
über die Kurzzeiteffekte von PM10 auf 
die  täglichen  Zahlen  der notfallmässi‐
gen  Spitaleinweisungen  und  der  To‐
desfälle in 13 Regionen der Schweiz. 2)  

„Vergleichbare Zusammenhänge 
wurden für die täglichen Todesfälle 
gefunden. Die Resultate unterschie-
den sich zudem nicht wesentlich, 
wenn NO2

 an Stelle von PM10 als In-
dikator der Luftschadstoffbelastung 
betrachtet wurde.“  

Widerstandslos vergiften lassen? 
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3) https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_88_2015_bewertungen_fuer_die_ta_luft_krebserzeugende_stoffe.pdf 
4) http://www.finanznachrichten.de/nachrichten-aktien/schmolz-bickenbach-ag.htm 

Weiter heißt es in der Studie: 

„Gerade bei NO2
 konnten wir aber re-

lativ starke Zusammenhänge mit der 
täglichen Mortalität beobachten.“ 

EU  und  Weltgesundheitsorganisation 
WHO planen seit längerem eine weitere 
Verschärfung der Abgas‐Grenzwerte. 

Das hat die Autolobby mit der Bundes‐
kanzlerin an der Spitze bisher erfolgreich 
verhindert, noch nicht einmal die beste‐
henden  Grenzwerte  wurden  eingehal‐
ten.  Krass  ausgedrückt  wird  weiter  auf 
das sozialverträgliche, frühzeitige Ableben 
der Bürger gesetzt, was  ja auch die Ren‐
ten‐ und Pflegekosten reduzieren würde. 

Bei  der  Überwachung  der  Emissionen 
von Stahlwerken  sieht es auch nicht  viel 
anders aus.  

Angesichts der seit Jahren vorliegenden 
kritischen  Überschreitungen  der  Grenz‐
werte  wären  hochmotivierte,  gesund‐
heitsprophylaktisch  ausgerichtete  Maß‐
nahmen  der  Aufsichtsbehörden  eigent‐
lich  normal.  Zum  Beispiel  eine  Sonder‐
fallprüfung nach der technischen Anwei‐
sung Luft (TA Luft). Leider Fehlanzeige! 

Immerhin erhält man, wenn auch auf 
mehrfaches  Nachbohren,  wenigstens 
Messwerte. 

So  habe  ich  beim  LANUV  aktuell  mal 
wieder nachgefragt, was denn die Mess‐
werte  der  Feinstaubmessstation  WIM3 
am Saalbau aus dem Jahre 2017 so erge‐
ben haben. 

Ich  erhielt  freundlicherweise  eine 
Vorabversion  der  bisher  vorliegenden 
Daten. (siehe rechts oben) 

Die  letzten  3  Zeilen  habe  ich  zum Ver‐
ständnis eingefügt, denn die Grenzwerte 
fehlten in der Aufstellung des LANUV. Sie 
sind  entnommen  aus  dem  Dokument 
„Bewertungen  für  die  TA  Luft  Nr. 

5.2.7.1.1. Krebserzeugende Stoffe“ Texte 
88/2015 vom Umwelt Bundesamt. 3)  

Die Überschreitung um den Faktor 29,3 
beim  ermittelten  Jahresmittel  von  11,1 
ng/m³, bzw. um den Faktor 346,6 als Ma‐
ximum  eines  Tagesmittels  von  131,7 
ng/m³  bei  Nickel  bedeutet,  dass  die 
Wahrscheinlichkeit  für  eine  Krebser‐
krankung  allein  durch  Nickel  bei  10  bis 
100 Wittenern pro Jahr liegen dürfte. 

Diese krassen Überschreitungen sind 
eindeutig  ein Grund  für  eine  Sonder‐
fallprüfung nach der TA Luft! 

Dass  sich  die  Stahlindustrie  aus  Profit‐
gründen  dagegen  wehrt,  ist  ein  Verbre‐
chen, muss uns aber nicht wundern.  

Befremdlich aber ist es, wenn Behörden 
und  verantwortliche  Politiker  sich  gegen 
eine Sonderfallprüfung sträuben und so 
dieses Umweltverbrechen decken. 

Die Umweltbehörde darf auch nicht  je‐
den  einzelnen  Stoff  für  sich  betrachten, 
sondern  muss  von  der  Gesamtwirkung 
auf den Menschen ausgehen. Bisher wird 
jedoch  die  Wechselwirkung  von  Stick‐
oxiden  und  schwermetallhaltigem  Fein‐
staub weder  erfasst,  noch  systematisch 
untersucht. 

Es ist aber als Tatsache anzusehen: 

1.  Die  toxische,  das  Leben  verkürzende 

Wirkung  ist  im  Gesamtpaket  höher  als 
die bloße Addition beider Schädigungen! 

2.  Bei  beiden  Schädigungen  liegen  die 
Hauptursachen nicht in einem Fehlverhal‐
ten  der  Masse  der  hier  lebenden  Men‐
schen.  Sondern Automobil‐ und Stahlin‐
dustrie  ordnen mit  vollem  Bewusstsein 
die öffentliche Gesundheit ihren Profiten 
unter. 

Schmolz + Bickenbach, Eigentümer von 
DEW, betrachtet  in einer Firmenpubli‐
kation  unsere  Gesundheit  als  Risiko, 
das  es  zu  minimieren  gelte,  um  „den 
Unternehmenswert  kontinuierlich  zu 
steigern“. Für die Übernahme von As‐
co  Industries  wurden mit  dieser  Stra‐
tegie eben mal 195 Millionen Euro  lo‐
cker gemacht! 4) Schmobi will sich also 
alles leisten, nur nicht unsere Gesund‐
heit?  Sollen wir  uns  dafür weiter wi‐
derstandslos vergiften lassen? 

Nebenbei bemerkt  ist es unsere Bür‐
germeisterin,  die  für  einen  Posten  im 
Aufsichtsrat von DEW, ein ordentliches 
(Schweige‐?) Geld erhält. 

Wenn  Sie  weiterführende  Erkennt‐
nisse  haben  oder  Vorschläge  für  ge‐
meinsame  Aktivitäten  gegen  diese 
Umweltverbrechen,  machen  Sie  es 
doch so wie ich. Ich habe, obwohl kein 
Mitglied in AUF Witten, hier immer ein 

offenes  Ohr  gefun‐
den.  

Wir  brauchen 
eine  starke 
Bewegung  in 
Witten! 

Für  eine  bes‐
sere  Luft  zum 
Atmen! 

Deutsche Edelstahlwerke Witten – sauber geht anders, ist aber nicht unmöglich!  
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1)https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-08-23-subventionsbericht-
26.pdf?__blob=publicationFile&v=2 

Die Stadtwerke Witten verkaufen-
Ökostrom. Solange aber in Deutschland 
Kern-, Kohle- und Gaskraftwerke ihren 
erzeugten Strom ins Netz einspeisen, 
kann aus der Steckdose kein reiner 
Ökostrom, sondern nur ein Mix aus ver-
schiedenen Quellen herauskommen. 

Man kauft nicht das, was auf der Ver-
packung steht – kennt man als Verbrau-
cher schon aus anderen Zusammen-
hängen. Ein gängiges Geschäftsmodell, 
das auch unsere öffentlich-rechtlichen 
Stadtwerke praktizieren. 

Nebenbei lenkt das Ökosiegel auch 
noch von der industriehörigen Atompoli-
tik der Bundesregierung ab! 

Ein ähnliches Denkmuster erscheint, 
wenn auch nicht auf den ersten Blick, in 
einem ganz anderen Zusammenhang. 

Als eine österreichische Firma per EU-
Ausschreibung den Zuschlag für die Lie-
ferung von Stahl für den Bau einer 
Rheinbrücke bekommt und dazu auch 
noch Stahl aus China verwendet statt 
hiesig erzeugten, kritisiert die IG Metall 
das in schärfsten Tönen. Vor allem des-
wegen, weil dieser chinesische Stahl ja 
bekanntlich subventioniert sei. 

Dieser Stahl stammt aus Stahlwerken, 
die hier in NRW abgebaut und nach 
China exportiert wurden. Die Bosse kas-
sierten den Verkaufserlös, die Malocher 
zahlten mit Verlust des Arbeitsplatzes. 

Doch statt diesen Skandal immer wie-
der in Erinnerung zu rufen und den 
Stahlbossen dieses niemals zu verges-
sen, wird das Augenmerk gerichtet auf 
die Subventionen. Auch soll unser Stahl 
„sauberer“ sein. Logische Folge dieser 

Argumentation ist „gemeinsam mit 
Thyssen“ gegen die „bösen“ Chinesen. 

Doch weder das Argument der Sub-
ventionen noch der Sauberkeit zieht 
wirklich: 

Die IGM-Führung vergisst nämlich zu 
erwähnen, dass just unsere Stahlin-
dustrie gemäß dem Sechsundzwanzigs-
ten Subventionsbericht 2017 und 2018 
jeweils pro Jahr 1 Mrd. EUR an Subven-
tionen bezieht. 

Nachzulesen unter: „Zuschüsse für 
den Absatz deutscher Steinkohle zur 
Verstromung und an die Stahlindustrie 
sowie zum Ausgleich von Belastungen 
infolge von Kapazitätsanpassungen“ 1) 

Doch selbst großzügige „Strompreis-
kompensationen“ reichen unserem hie-
sigen Edelstahlwerk nicht. 

Die Atom-Katastrophe von Fukushima jährt sich zum siebten Mal. Dieser traurige Anlass erinnert uns an die zahllosen Opfer 
und auch daran, dass endlich ernsthafte Konsequenzen aus den Gefahren der Atomkraft zu ziehen sind! 
Jeden Tag ist auch hier ein Super-GAU möglich! Sieben Uralt-Reaktoren sind in Deutschland noch am Netz, gefährden Leben 
und Umwelt und produzieren jeden Tag hochradioaktiven Atommüll, für den es nirgendwo auf der Welt einen sicheren Lager-
platz gibt. Trotz aller unkalkulierbaren Risiken ist Deutschland noch immer auf Platz 2 der Atomstromproduzenten in der EU. 
Das ist nicht nur eine bundespolitische Frage, sondern auch in Witten hochaktuell, wie Sie nachfolgend sehen werden. 

7 Jahre Super-GAU in Fukushima: 

Atomausstieg sofort ! 

Schwarze Müllsäcke, prall mit verstrahlter Erde gefüllt, prägen die auf Jahrhunderte verseuchte Region um Fukushima. Ein GAU in 
Deutschland würde weit mehr Land vergiften als dort. Schwarze Halden überall! So könnte der Rathausplatz in Witten aussehen. 

Bild und Fotomontage AUF Witten 
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DEW bezieht Billigstrom aus Frank 
reich, das heißt Atomstrom. 

Daran soll sich nach Willen der Atom- 
und Stahlindustrie wohl so schnell nichts 
ändern. Denn Frankreichs Präsident 
Macron hat bereits eine Kehrtwende 
beim Atomausstieg angekündigt. 

Außerdem bezieht DEW diesen Strom 
unter Nutzung der Stromautobahnen, 
deren Kosten der kleine Bürger trägt 
und nicht die Großindustrie. 

Soviel zum Zusammenhang „si-
chere“ Arbeitsplätze, verstrahlte Men-
schen durch Atomkraft und industriehö-
rige Politik. 

Was viele nicht wissen. Die auch von 
der Bundeskanzlerin immer wieder be-
schworene Atomkraft als Brückentech-
nologie, ohne die weder die Klima-
schutzziele noch die Energiewende ge-
schafft werden könnten, ist schlichtweg 
falsch. Was sie als Physikerin eigentlich 
wissen müsste. Also gelogen. 

Die Atommeiler könnten nicht nur 
ohne große technische Probleme sofort 
vom Netz genommen werden. Sie brem-
sen die Energiewende sogar aus. Wenn 
in Deutschland Windräder stillstehen, 
liegt das immer häufiger nicht an der 
Wetterlage, sondern daran, dass Atom-
strom das Netz verstopft. 

Eine der am stärksten überlasteten 
Leitungen der Republik ist die Höchst-
spannungsleitung entlang der Elbe: 
Windstrom von der Westküste Schles-
wig-Holsteins und aus den dort ange-
bundenen Offshore-Windparks konkur-
riert hier mit dem Atomstrom aus dem 
AKW Brokdorf. Dieses drosselt seine 

Leistung selbst bei kräftigem Wind um 
maximal ein Drittel. 

Deshalb wurde in Norddeutschland 
der Ausbau der Windkraft an Land weit-
gehend gestoppt. Stattdessen sollen 
alte Atomreaktoren noch bis 2022 wei-
terlaufen – trotz des Sicherheitsrisikos. 
Gegen den Willen der Bevölkerung. 

Würde dagegen auf die Abregelung 
des Ökostroms verzichtet, müsste das 
AKW Brokdorf sofort vom Netz genom-
men werden, um die Stromleitungen 
frei zu machen. Überdies wäre das auch 
billiger. So wurden allein 2016 bundes-
weit 373 Millionen Euro für die Abschal-
tung von Ökostrom ausgegeben. 

Interessant ist das Echo von SPD-Bun-
destagsabgeordneten, die von Unter-
zeichner*innen der Aktion „Netzver-
stopfer“ auf das Problem hingewiesen 
wurden, dass Atomstrom die Erneuer-
baren aus den Stromnetzen verdrängt, 
ihren Ausbau blockiert und somit letzt-
lich die Energiewende lahmlegt. 

Doch entgegen aller Lippenbekennt-
nisse zum Atomausstieg, wollen die Ab-
geordneten diesen „erst mal abwar-
ten“ und sind nicht bereit, schon jetzt 
aktiv zu werden, um die Öko-Stromblo-
ckade durch AKW zu beenden. 

Wie die ganzen Jahre zuvor wird es 
also auch 2018 nur Fortschritte geben, 
wenn die Menschen selbst aktiv wer-
den. 

(Informationen zu „Netzverstopfer“ so-
wie die Grafiken/Bilder sind entnommen 
von www.ausgetrahlt.de) 

Warum Atomausstieg sofort

Für Atomstrom braucht man Uran, ein radioak-
tives Schwermetall, bei dessen Gewinnung 
Boden, Wasser und Luft vergiftet werden. 
Urananreicherung - nötig zur Herstellung von 
AKW-Brennelementen - bedeutet weltweiten 
Transport hochgiftiger, radioaktiver und waf-
fenfähiger Materialien. 

Schon im Normalbetrieb geben Atomkraft-
werke Radioaktivität an die Umwelt ab. Diese 
Strahlung ist schon in geringen Dosen ge-
sundheitsschädlich. Im Umkreis von Atom-
kraftwerken ist die Krebsrate bei Kindern deut-
lich erhöht. 

Ein Super-GAU wie bei Tschernobyl oder 
Fukushima kann sich jeden Tag wiederholen, 
bedroht Millionen von Menschen und macht 
riesige Gebiete auf Dauer unbewohnbar. Das 
Risiko eines schweren Unfalls nimmt mit stei-
gendem Alter der Atomanlagen zu. 

Die sichere Verwahrung von Atommüll für 
Hunderttausende von Jahren ist weltweit völlig 
ungelöst. Niemand weiß, was mit dem hochgif-
tigen Hinterlassenschaften passieren soll. Die 
sogenannte "Wiederaufarbeitung" abgebrann-
ter Brennelemente vergrößert den strahlenden 
Müllberg zusätzlich. 

Die zivile Nutzung von Atomkraft liefert das 
Material für den Bau von Atombomben. Atom-
kraftwerke, Forschungsreaktoren, Anreiche-
rungs- und Wiederaufarbeitungsanlagen sind 
immer auch ein von Staaten bewusst gewähl-
ter Weg, militärische Atomprogramme zu ka-
schieren. 
 

Quelle: www.ausgestrahlt.de 
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Andreas Bremer 
Mitglied von AUF Witten 

Die Zeiten, dass man mit der Familie 
einen Sonntagsspaziergang zu den 3 
Teichen im Buchenholz unternahm, 
sind unwiderruflich vorbei. 

Unter dem Vorwand der Renaturierung 
hat die Stadt Witten dieses idyllische Er-
holungsgebiet wegrationalisiert. Aber 
nicht nur die Teiche, sondern auch der 
Damm, der früher Kermelberg mit Ardey-
straße verband, ist verschwunden.  

Hier klafft nun ein großes Loch, und 
nicht nur Ältere und Gehbehinderte ste-
hen nun vor einem unüberwindbaren 
Hindernis. Der Unmut der Bevölkerung 
ist groß!  

Die Stadtverwaltung erwägt nun, even-
tuell eine Brücke über die Borbach an 
dieser Stelle zu errichten. Dadurch 
könnte jedoch die genehmigte Förde-
rung durch öffentliche Mittel in Höhe von 
250.000 € gefährdet sein, sodass alles 

zu einem unübersichtlichen 
Langzeitprojekt zu werden 
scheint; allerdings völlig über-
flüssig, hätte man sich rechtzei-
tig um die Erhaltung der 3 Tei-
che gekümmert!  

Die Belastung des Dammes 
war nie gravierend und der Rück-
bau völlig unnötig, auch weil jetzt 
logischerweise keine Wasser-
massen des ehemaligen größ-
ten Teichs mehr dagegen drän-
gen. 

Stichwort Fördergelder: Ist es 
nicht sehr fragwürdig, dass die Ent-
schlammung der Teiche nicht, wohl 
aber die Zuschüttung finanziell geför-
dert wird? 

In anderen Gegenden werden neu ge-
schaffene Feuchtbiotope mit hohen 
Kosten subventioniert, in Witten werden 
sie zugekippt - ein typisches Beispiel 
welchen Stellenwert die Natur bei 
Wittens "Oberen" einnimmt!  

Wenn sich unsere, aus Essen zuge-
reiste Bürgermeisterin, mehr mit 
Wittens Geschichte befasst hätte, 
könnte sie vielleicht den Unmut der Wit-
tener besser verstehen, und hätte sich 
mehr für den Erhalt der Teiche einge-
setzt... 

So sehr sich auch das Mitglied des 
Ausschusses für Umweltschutz Klaus 
Wiegand darüber freut, dass sich die 
Borbach jetzt einen natürlichen Weg 
durch das Gelände gesucht hat, (dies 
war übrigens vorauszusehen, denn ir-
gendwo muss das Wasser ja bleiben) 

desto weniger kann diese Freude von 
den meisten Spaziergängern geteilt 
werden. Der Weg des Baches kreuzt 
nun mehrfach den Gehweg und es ist 
somit ein Balanceakt diese Gehweg-
überschwemmungen auf wackeligen 
Steinen zu überwinden! 

Die ganze Renaturierungsaktion ist 
also ein einziges Ärgernis und ein tief-
eingreifender Einschnitt in die Natur. 

Aber mit der Erhaltung der Natur hat 
die Stadt ohnehin nichts im Sinn (siehe 
an anderer Stelle "Lockerung der Baum-
schutzsatzung") 

An allen Ecken kreischt die Motorsäge, 
Land wird versiegelt zu Gunsten von im-
mer mehr Bebauung. 

Erst kürzlich wurde die Bevölkerung 
davon in Kenntnis gesetzt, dass wegen 
der Erweiterung der Pferdebachstraße 
mal eben 270 (!) Bäume gefällt werden 
"müssen" - natürlich alternativlos!  

Kurze Zeit später erfährt der Steuer-
zahler, dass auch an der Crengeldanz-
straße und weiter Richtung Bochum 
122 Bäume der Säge zum Opfer fallen. 

Als Grund wird hier die Erweiterung der 
Straßenbahnlinie 310 angegeben. 

Merkwürdig - jahrzehntelang hat unter 
den gegenwärtigen Umständen alles 
bestens funktioniert.  

An der Stadtgrenze zu Bochum an der 
Baroper Straße hat der Kahlschlag be-
reits stattgefunden.  

So könnte man die Liste der gezielten 
Umweltzerstörung endlos fortsetzen - 
was zählt, ist nur noch der Profit! 

Weitere Umwelt- und Klimakatastro-
phen sind somit vorprogrammiert! 

“Renaturierung” des Borbach: 
Abbau von Lebensqualität! 

Nach der Renaturierung – kein Durchkommen mehr 

Vorher: Erholung pur 
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*) Alle Zahlenangaben zu Wittener Mietpreisen entnommen aus einem Infomationsblatt des MieterInnenvereins 

5,2 Milliarden Euro - Deal 

In der WAZ vom 7.2. stand eine klei-
ne Randnotiz: 

Deutschlands größter Immobilien-
konzern Vonovia hat alle kartellrecht-
lichen Hürden genommen und über-
nimmt für 5,2 Milliarden Euro den 
österreichischen Wohnungskonzern 
Buwog. 

In 100 Euro Noten hätte die Summe 
ein Gewicht von 51 Tonnen, als Geld-
stapel wären die Hunderter insge-
samt 5,2 km hoch. 

Wenn Vonovia diese Summe aus der 
laufenden  Geschäftstätigkeit  erzielen 
will,  müssen  schon  sehr  viele Mieter 
schon  sehr  kräftig  zur  Kasse  gebeten 
werden. Genau das  ist bei den Witte‐
ner Wohnungen von Vonovia der Fall! 

Beispielsweise  verlangt  die  Woh‐
nungsgenossenschaft  Witten‐Mitte 
nach besseren Modernisierungen 5,60 
€/m2  bzw.  5,90  €/m2  (mit  Bad)  und 
erwirtschaftet dabei Gewinne  für  eine 
Dividende von 4 %. 

Vonovia  dagegen  will  die  Quadrat‐
meterpreise von derzeit 5 € auf 7,36 € 
anheben! 

Nach  dem  heutigem  Mietspiegel 
würden  die  Mittelwerte  nach  Moder‐
nisierung  zwischen  5,43€/m2  und  mit 
Balkonerweiterung  und  Badmoderni‐
sierung höchstens bei 6,08 €/m2 liegen. 

Für  etliche Mieter  sind  diese  vorge‐
sehenen  Erhöhungen  schlicht  unbe‐
zahlbar.  Langjährige  Mieter  würden 
verdrängt,  gute  Nachbarschaften  zer‐
schlagen, ein Teil würde abhängig von 
Sozialleistungen  und  das  Mietniveau 
würde  gerade  im wichtigen preiswer‐
ten Bereich angehoben. 

Als  Folge würden  auch  auf  die  Stadt 
Witten  erhebliche  Steigerungen  der 
Kosten  für  Unterkunft  nach  Sozialge‐
setzbuch II und XII zukommen. 

Beeindruckende Protest-
kundgebung am 29.1. 

Um  auf  diese  Sachlage  aufmerksam 
zu machen  und  den  Rat  der  Stadt  zu 
einem  politischen  Signal  gegen Miet‐
preistreiberei  zu  bewegen,  hat  der 
Mieterverein  zusammen  mit  den  be‐
troffenen  Mietern  eine  beeindru‐
ckende  Protestkundgebung  vor  dem 
Rathaus auf die Beine gestellt. 

Parallel dazu hat der Verein im Stadt‐

rat einen Bürgerantrag eingebracht für 
„sozialverträgliche Modernisierungen“. 

Es  soll  letztlich  verhindert  werden, 
dass  überfällige  Instandsetzungen  als 
Modernisierung ausgegeben und dafür 
dann  überzogene  Mieterhöhungen 
verlangt werden. Für weniger Leistung 
mehr Miete  –  dieses Geschäftsmodell 
börsennotierter  Wohnungskonzerne 
wird angegriffen. 

Auf  der  Kundgebung  meldeten  sich 
mehrere  Ratsvertreter  und  auch  die 
Bürgermeisterin zu Wort. Alle beteuer‐
ten  ihre  Sympathie  mit  dem  Anliegen 
der  Protestierenden.  Nur  die  Fraktio‐
nen  der  Linken  und  Piraten  wollten 
den  Bürgerantrag  im  Rat  unverändert 
zur  Abstimmung  stellen.  Vorstands‐
sprecher  Romeo  Frey  von  AUF Witten 
unterstützte  das  ausdrücklich,  unter 
großem  Beifall.  Denn  die  Angelegen‐
heit  auf  die  lange  Bank  zu  schieben, 
hilft den Mietern nicht. 

Letztlich hat der Rat mehrheitlich der 
Behandlung  dieser  Angelegenheit  an 
einem  runden  Tisch  zugestimmt  und 
die  konkrete  Abstimmung  über  den 
Bürgerantrag somit umgangen. 

Ob  damit  auch  die  Interessen  der 
MieterInnen  umgangen  werden,  wird 
sich zeigen. 

Die  Sprecherin  des  Mieterrates  Pia 
Runge  jedenfalls  sagte  unter  Beifall, 
„Wir kämpfen, bis nichts mehr geht“. 

Auch  unter  anderen  Mitstreitern  war 
Skepsis zu hören, dass die Politiker plötz‐
lich alle auf ihrer Seite stehen. Eine älte‐
re  Dame:  „wir  haben  schon  fast  zwei 
Jahre  den  Kampf  hier,  und  noch  kein 
einziges Mal hat sich die Bürgermeisterin 
bei uns blicken lassen.“ 

Immerhin soll im April der besagte run‐
de Tisch stattfinden. Sicher eine Reaktion 
auf  die  Kampfbereitschaft  und  Organi‐
siertheit der MieterInnen‐Bewegung. 

Sie  sollten  sich  von  diesem  erfolgrei‐
chen Weg nicht abbringen lassen. 

Gegen Profitoffensive des Wohnungskonzerns Vonovia: 

„Wir kämpfen, bis nichts mehr geht!“
In Heven gibt es Widerstand! Mieter in Heven haben sich mit dem größten deutschen Wohnungskonzern, Vonovia, angelegt. 
Dieser will längst fällige Instandsetzungen unter dem irreführenden Begriff der Modernisierung für eine kräftige Mietanhe-
bung nutzen. Wir haben uns zu den Hintergründen etwas umgehört …*) 

Kundgebung der MieterInnenvereins am 29.1.vor dem Rathaus 
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Besuchen Sie uns auch im Internet unter: www.auf-witten.de 

Do., 8. März:  

Internationaler 
Frauentag 
 
Sa., 10. März,  
11-13 Uhr:  

Kundgebung zum  
Intern. Frauentag 

Berliner Platz 

Treffs und Termine 

So., 11. März: 

Jahrestag 
Super GAU 
Fukushima 
 
Di., 1. Mai, 
ab 11 Uhr 

Kundgebung  vom 
DGB, Rathausplatz 

Zuschriften für 
AUFbruch Nr. 2-
2018 bitte bis 
Sa., 16.6.17 an 
die unten 
stehende Adresse 

Bilderrätsel: Was ist das?

Sudoku

Rätsel: 

Auflösung 
unter 

www.auf-
witten.de 

ab 8.3.18 
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